
Heimatverein Bad Kösen e.V. (Stand 10.4.2022) 

  

 Satzung 

   

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen "Heimatverein Bad Kösen". 

(2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er zu seinem 

Namen den Zusatz e.V. 

(3) Der Verein hat seinen Sitz in 06628 Naumburg/S. , Ortsteil Stadt Bad Kösen, Lindenstr. 9.  

 

§ 2 Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 3 Zweck des Vereins 

 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 

(2) Zweck des Vereins ist die Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur, die Brauchtumspflege 

sowie der Umwelt-, Landschafts- und Denkmalschutz im Ortsgebiet.  

 

(3) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch folgende Aktivitäten des Vereins: 

a. Unterstützung bei der Erhaltung und Nutzung historischer Bauten und 

Naturdenkmäler im Gebiet der ehemaligen Stadt Bad Kösen mit Ortsteilen, 

insbesondere solcher, die durch Stadtentwicklung, Bekanntheitsgrad, 

Wiedererkennungswert und Wahrzeichencharakter von besonderer Bedeutung für 

die Außenwirkung des Ortes sind, wie z.B. die salinetechnischen Anlagen; 

b. Unterstützung zur Erhaltung, zum Verbleib und zur Erweiterung und Gründung 

ortsansässiger Sammlungen, Museen und Chroniken; 

c. Unterstützung in   

• der Erhaltung des derzeitigen Wanderwegenetzes,  

• der Gestaltung und Pflege des Ortsbildes, 

• der Neuerschließung alter Wanderwege und Stiege, 

• der Pflege und Revitalisierung der ehemaligen „Plastica“-Geländes,  

Eckartsbergaer Str. 12 in Bad Kösen; 

d. Durchführung von Veranstaltungen, die dem Zweck des Vereines entsprechen. Dies 

sind u.a. der Tag des offenen Denkmals, das Brunnenfest und der Weihnachtsmarkt. 

 

(4) Der Verein kann interne Interessengruppen bilden oder in solche Gruppen untergliedert 

werden. 

 

(5) Andere Vereine können sich freiwillig in den Verein eingliedern. Über die Eingliederung 

von Vereinen, die Gründung oder Auflösung von Interessengruppen entscheidet der 

Vorstand. 

 

§ 4 Selbstlose Tätigkeit 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

  

§ 5 Mittelverwendung 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.  

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 



  

§ 6 Verbot von Vergünstigungen 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

  

§ 7 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins können natürliche geschäftsfähige Personen ab dem 16. Lebensjahr 

oder juristische Personen werden (ordentliche Mitglieder). 

Mitglieder des Vereins können auch Kinder und Jugendliche bis zum 16. Lebensjahr 

werden (außerordentliche Mitglieder ohne Beitragspflicht und ohne Stimmrecht).  

 

(2) Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an den Vorstand zu richten. 

 

(3) Mit dem Antrag erkennt der Bewerber für den Fall seiner Aufnahme die Satzung an. Ein 

Aufnahmeanspruch besteht nicht. 

 

(4) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand durch Beschluss. Die Entscheidung ist dem 

Antragsteller mitzuteilen, sie bedarf keiner Begründung. Lehnt der Vorstand den  

Aufnahmeantrag ab, so steht dem Betroffenen die Berufung zur Mitgliederversammlung zu. 

Diese entscheidet endgültig. 

 

(5) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Aufnahmebeschluss. 

 

(6) Der Verein kann Ehrenmitgliedschaften vergeben. Über Ehrenmitgliedschaften entscheidet 

der Vorstand. 

 

§ 8 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins zu unterstützen, sich 

im Rahmen ihrer Möglichkeiten an den Aktivitäten des Vereins zu beteiligen, die fälligen 

Mitgliedsbeiträge zu entrichten sowie die Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane 

zu befolgen. 

 

(2) Die Mitglieder des Vereins sind verpflichtet, Änderungen ihrer Anschrift und 

Erreichbarkeit (Telefon- bzw. Handynummer und E-Mail-Adresse) unverzüglich 

dem Vorstand mitzuteilen. 

 

(3) Die Vereinsmitglieder sind zur Verschwiegenheit über vereinsinterne Angelegenheiten 

gegenüber Dritten verpflichtet. 

 

§ 9 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austrittserklärung, Ausschluss, Streichung der 

Mitgliedschaft oder Auflösung der juristischen Person. 

 

(2) Der Austritt ist gegenüber dem Vorstand schriftlich zu erklären. Der Austritt ist unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zum Ende eines Kalenderjahres 

zulässig. Zur Einhaltung der Frist ist rechtzeitiger Zugang der Austrittserklärung an ein 

Mitglied des Vorstands erforderlich.  

 

(3) Der Ausschluss aus dem Verein ist nur bei wichtigem Grund zulässig. Wichtige Gründe 

sind insbesondere ein vereinsschädigendes Verhalten und die Verletzung satzungsmäßiger 

Pflichten. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den Ausschluss steht dem 



Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen eines 

Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet dann 

endgültig über den Widerspruch. Dem Mitglied bleibt die Überprüfung der Maßnahme 

durch Anrufung der ordentlichen Gerichte vorbehalten. Die Anrufung eines ordentlichen 

Gerichtes hat aufschiebende Wirkung bis zur Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung.  

 

(4) Ein Mitglied kann auf Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, 

wenn trotz zweimaliger Mahnung Beitragsrückstände von mindestens einem Jahr bestehen. 

In der Mahnung soll auf die bevorstehende Streichung hingewiesen werden. Die Streichung 

ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. 

  

§ 10 Mitgliedsbeiträge 

(1) Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Beiträge in Form eines 

Jahresbeitrages bestimmt die Mitgliederversammlung.  

 

(2) Freiwillige Zahlung höherer Beiträge und sonstige finanzielle Zuwendungen/Spenden an 

den Verein sind möglich.  

 

(3) Ehrenmitglieder entrichten keinen Beitrag. 

  

 

§ 11 Organe des Vereins 

(1) Organe des Vereins sind: 

• der geschäftsführende Vorstand, 

• der erweiterte Vorstand, 

• die Mitgliederversammlung, 

• Ausschüsse. 

 

(2) Ausschüsse können dauerhaft oder zeitlich befristet auf Beschluss des Vorstandes gebildet 

werden.  

  

§ 12 Vorstand (geschäftsführender) 

(1) Der geschäftsführende Vorstand des Vereins im Sinne des § 26 BGB besteht aus mindestens 

5 Mitgliedern:  

• dem Vorsitzenden 

• zwei Stellvertretern 

• dem Schatzmeister 

• dem Schriftführer 

 

(2) Ein Stellvertreter soll für die Koordinierung der Interessengruppen verantwortlich sein. 

 

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich in allen Vereinsangelegenheiten durch 

zwei Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes vertreten. 

 

(4) Presse- und Öffentlichkeitsarbeit obliegt nur dem Vorsitzenden oder dem von ihm 

beauftragten Vereinsmitglied. 

 

(5) Der geschäftsführende Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Die 

Amtsdauer beträgt zwei Jahre. Eine Wiederwahl ist möglich. Der Vorstand bleibt solange 

im Amt, bis eine Neuwahl erfolgt. 

 



(6) Der Vorstand und der erweiterte Vorstand treffen Entscheidungen mit einfacher Mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.  

 

(7) Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes übernimmt ein anderes 

Vorstandsmitglied die Aufgaben des Ausscheidenden bis zur Neuwahl. 

 

 

§ 13 Erweiterter Vorstand 

Dem erweiterten Vorstand gehören neben dem geschäftsführenden Vorstand nach § 12 die 

Ausschussvorsitzenden und ein ständiger Vertreter aus jeder Interessengruppe an.  

Personen des erweiterten Vorstandes haben bei erweiterten Vorstandssitzungen Stimmrecht. 

Der erweiterte Vorstand soll einberufen werden, wenn Sitzungsinhalte des Vorstandes die 

Arbeit und Interessen der vorhandenen Ausschüsse/Interessengruppen betreffen. 

  

§ 14 Mitgliederversammlung 

1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Die Mitgliederversammlung ist 

einzuberufen: 

a. wenn es das Interesse des Vereins erfordert, 

b. mindestens einmal jährlich, möglichst in den ersten drei Monaten des 

Kalenderjahres, 

c. wenn die Einberufung von mindestens einem Drittel aller Mitglieder schriftlich unter 

Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt wird. 

 

2) Der Vorstand hat der vorstehend unter Abs. 1 Buchstabe b zu berufenden Versammlung 

einen Jahresbericht und eine Jahresrechnung vorzulegen; die Versammlung hat über die 

Entlastung des Vorstands bei bevorstehender Neuwahl Beschluss zu fassen. 

 

3) Die Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) ist vom Vorstand schriftlich (auch 

per E-mail oder Fax) unter Einhaltung einer Frist von 14 Tagen unter Angabe der 

Tagesordnung einzuberufen. Die Frist beginnt mit der Absendung der Einladung an die 

letzte bekannte Mitgliederanschrift. Die Einberufung der Versammlung muss den 

Gegenstand der Beschlussfassung bezeichnen. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine 

Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass 

weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der 

Versammlungsleiter hat sodann zu Beginn der Versammlung die Tagesordnung 

entsprechend zu ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der 

Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. 

 

4) Die Mitgliederversammlung beschließt insbesondere über: 

a. die Genehmigung der Jahresrechnung 

b. die Entlastung des Vorstands 

c. die Wahl und Abwahl des Vorstands 

d. Satzungsänderungen 

e. die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 

f. Ausgaben, die 50 v.H. der zu diesem Zeitpunkt bestehenden finanziellen Mittel des 

Vereins übersteigen.  

g. Anträge des Vorstands und der Mitglieder 

h. Berufungen abgelehnter Bewerber 

i. die Auflösung des Vereins 

j. die Wahl der Kassenprüfer. 

 



5) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. 

 

6) Zur Beschlussfassung über die Änderung der Satzung sowie über die Auflösung des Vereins 

ist die Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Vereinsmitglieder erforderlich.  

 

7) Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt 

werden. Das Stimmrecht besteht nur, wenn das Mitglied seinen Verpflichtungen dieser 

Satzung, insbesondere seiner Beitragszahlung, nachgekommen ist. 

 

8) Es wird durch Handzeichen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens fünf Anwesenden ist 

schriftlich und geheim abzustimmen. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 

erschienenen Mitglieder. Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. Bei Stimmen-

gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

 

9) Die in der Versammlung gefassten Beschlüsse sind in einer Niederschrift aufzunehmen. Die 

Niederschrift ist vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterschreiben. 

Wenn mehrere Personen in der Versammlungsleitung tätig waren, unterzeichnet der letzte 

Versammlungsleiter die ganze Niederschrift. Jedes Mitglied ist berechtigt, die Niederschrift 

einzusehen. 

  

§ 15 Kassenprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei Kassenprüfer. Diese 

dürfen nicht Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands sein.  

 

(2) Eine Wiederwahl ist zulässig. 

  

§ 16 Auflösung des Vereins 

(1) Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden. 

 

(2) Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand. 

 

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins bzw. bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

fällt das Vereinsvermögen zu gleichen Teilen  

• an den Förderverein der Feuerwehr Bad Kösen für Kinder- und Jugendarbeit, der  es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke, insbesondere die 

Nachwuchsförderung, zu verwenden hat 

• den Elternverein Pusteblume Bad Kösen, der es unmittelbar und ausschließlich für 

gemeinnützige Zwecke, insbesondere für Erziehung und Bildung, zu verwenden hat. 

 

Die Satzung wurde in der jetzigen Form durch die Mitgliederversammlung 2022 beschlossen. 

 

 


